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Unterrichtung 
durch den Bundesrat 

Gesetz über Statistiken des Personenverkehrs und 
der Kraftfahrzeugfahrleistungen 1974 
- Drucksachen 7/1005, 7/1564 - 
hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 

Der Bundesrat hat in seiner 402. Sitzung am 8. März 
1974 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag 
am 15. Februar 1974 verabschiedeten Gesetz zu 
verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes mit dem Ziel 
der Aufhebung des Gesetzesbeschlusses des Bundes-
tages einberufen wird. 

Begründung 

Es bestehen erhebliche Bedenken gegen die Erhe-
bungsmethode der vom Gesetz vorgesehenen Sta-
tistik: 

a) Von den inländischen PKW-Haltern sind keine 
vollständigen Angaben über alle Fahrten, die 
innerhalb ,der Berichtswoche über die Gemeinde

-

grenze hinausgehen, zu erwarten. 

b) Bei der Konzentration der PKW-Fahrten auf den 
Verkehr in den Ortschaften und im Nahbereich 
der Gemeinden sind die Erhebungsergebnisse . 

über Kfz-Fahrleistungen im Fernverkehr nicht 
ausreichend repräsentativ. 

Die vorhandenen Arbeitskapazitäten erlauben es 
nicht, eine Zählung dieses Umfanges im Jahre 1974 
mit der gebotenen Sorgfalt innerhalb einer vernünf-
tigen Zeitspanne durchzuführen. Die Durchführung 
der Zählung würde darüber hinaus zusätzliches 
Personal sowie zusätzliche Haushaltsmittel erfor-
dern. 

Der Aufwand mit 30 Millionen DM steht in keinem 
angemessenen Verhältnis zu dem zu erwartenden 
Nutzen. Die laufenden Verkehrsmengenzählungen 
im Straßennetz sowie die bereits bei den Ländern 
und den Kommunen vorhandenen statistischen Un-
terlagen reichen auch für die Bundesverkehrswege-
planung aus. Darüber hinausgehende Angaben über 
den Ursprung und über die Ziele der Verkehrs-
ströme und über die wirtschaftlichen Ursachen (Be-
rufsverkehr, Freizeitverkehr, gewerblicher Verkehr) 
sind für die Bundesverkehrswegeplanung nicht un-
bedingt notwendig. Im übrigen sind die wesentlichen 
Investitionsentscheidungen auf dem Gebiete des 
Straßenbaues und des Eisenbahnverkehrs bereits 
gefallen. 
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Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 8. März 1974. 


